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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Côte d’Ivoire – Der lange Weg 
aus der Krise 

„Solutions“ – Lösungen: Das war der Slo-

gan, mit dem Alassane Ouattara seinen 

Präsidentschaftswahlkampf 2010 bestritt. 

ADO, wie Ouattara von den Ivorern ge-

nannt wird, versprach Lösungen für die 

massiven Schwierigkeiten, die wirtschaft-

liche Notlage und die anhaltenden Sicher-

heitsprobleme des Landes. Am 21.Mai 

2011, dem Tag an dem Ouattara offiziell 

das Präsidentenamt der Côte d’Ivoire 

übernommen hat, sind Lösungen dringen-

der denn je. Nachdem Altpräsident Lau-

rent Gbagbo Ende November 2010 seine 

Niederlage in der Stichwahl gegen Ouatta-

ra nicht anerkannte, stürzte das Land in 

einen blutigen Bürgerkrieg. Der Albtraum 

dauerte mehr als vier Monate und kostete 

schätzungsweise mindestens 3000 Men-

schen das Leben1.  

Darüber hinaus wurden mehrere Hundert-

tausende aus ihren Häusern vertrieben, 

wichtige Teile des Landes zerstört und die 

ivorische Wirtschaft brach vollends zusam-

men. Nach der Festnahme Gbagbos am 11. 

April 2011 ruht die Hoffnung von weiten 

Teilen der ivorischen Bevölkerung sowie der 

internationalen Gemeinschaft nun auf Ouat-

tara, der Côte d’Ivoire zu einem Neuanfang 

und zu Normalität zu verhelfen. Das von 

ethnischen und politischen Gegensätzen tief 

gespaltene Land muss nun wieder vereint 

und dauerhaft befriedet, die am Boden lie-

gende Wirtschaft neu belebt und Arbeits-

plätze geschaffen werden. „Solutions“ - 

                                                     

1 Vgl. Afrikabericht N°176 der International 
Crisis Group, 
http://www.crisisgroup.org/en/publicationtype/
media-releases/2011/africa/a-critical-period-
for-ensuring-stability-in-cote-d-ivoire.aspx 
[05.08.2011]. 

Alassane Ouattara steht vor einer wahren 

Herkulesaufgabe. 

Die Sicherheitslage ist weiterhin ange-

spannt 

Die Rede Ouattaras zur Eröffnung der Re-

gierungsklausur am 5. Juli in Abidjan klang 

wie ein Eingeständnis. „Die ersten beiden 

Herausforderungen, denen wir uns stellen 

müssen, sind ganz offensichtlich die Sicher-

heit von Gütern und Personen sowie die 

Konsolidierung des Friedens.“ Augenschein-

lich ist es der neueingesetzten regulären 

Armee der Côte d’Ivoire, FRCI (Forces 

républicaines de Côte d’Ivoire), auch drei-

einhalb Monate nach der Verhaftung Lau-

rent Gbagbos noch nicht gelungen, die inne-

re Sicherheit im ganzen Land wiederherzu-

stellen. Vor allem in Abidjan und in einigen 

Teilen im Südwesten des Landes herrschen 

nach wie vor chaotische Zustände vor und 

es kommt wiederholt zu Raubüberfällen, 

Plünderungen oder gewaltsamen Auseinan-

dersetzungen. Bei den Tätern handelt es 

sich häufig um aus der Kontrolle geratene, 

ehemalige Soldaten des Gbagbo-Lagers, li-

berianische Söldner, Milizen oder bewaffne-

te Kriminelle. Letztere wurden entweder im 

Zuge der Regierungskrise freigelassen oder 

ihnen gelang die Flucht aus den vor allem 

im Süden des Landes zerstörten Gefängnis-

sen. Allein aus dem größten Gefängnis des 

Landes, dem sogenannten MACA in Abidjan, 

wurden am 31.März 2011 alle knapp 5000 

Gefangenen freigelassen und zumindest 

teilweise bewaffnet. Eine der letzten, ver-

zweifelten Aktionen Gbagbos, um die Ver-

teidigung Abidjans gegenüber den heranna-

henden Truppen Ouattaras zu gewährleis-

ten.  

http://www.crisisgroup.org/en/publicationtype/media-releases/2011/africa/a-critical-periodfor-ensuring-stability-in-cote-d-ivoire.aspx
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Somit ist unter Berücksichtigung der Folgen 

des mehr als vier Monate andauernden blu-

tigen Bürgerkriegs der schleppende Fort-

schritt bei der Wiederherstellung der inne-

ren Sicherheit nicht weiter verwunderlich. 

Nach wie vor sind tonnenweise Waffen und 

Munition im Land im Umlauf, deren unkon-

trollierte Weitergabe nicht nur eine Bedro-

hung für die Sicherheit in der Côte d’Ivoire, 

sondern auch für die Nachbarländer dar-

stellt. Darüber hinaus sind viele wichtige 

Einrichtungen noch nicht wieder funktions-

fähig. Darunter befinden sich zahlreiche Po-

lizeistationen, die während der postelekto-

ralen Unruhen in und um Abidjan geplün-

dert und anschließend niedergebrannt wur-

den. Laut dem ivorischen Innenminister sind 

umgerechnet noch 450 Millionen Euro nötig, 

damit der Sicherheitssektor wieder effektiv 

arbeiten kann. 

Andererseits wird der Prozess der Wieder-

herstellung dadurch behindert, dass die 

Einheiten der ehemaligen FDS (Forces de 

défense et de sécurité) noch nicht adäquat 

von den FRCI-Truppen ersetzt beziehungs-

weise zur Rückkehr überredet werden konn-

ten. Die Dachorganisation FDS, deren wich-

tigste Elemente die Armee und die Präsiden-

tengarde sowie die nationalen Polizei- und 

Gendarmerieeinheiten darstellten, war bis 

zum Sturz Gbagbos für die Gewährleistung 

der Sicherheit des Landes zuständig. Wäh-

rend der gewaltsamen Auseinandersetzung 

lief ein Teil der FDS-Einheiten zu Ouattara 

über. Der größte Teil blieb allerdings loyal 

zum ehemaligen Präsidenten. Letztere flo-

hen zu einem beträchtlichen Teil nach der 

Niederlage Gbagbos aus Angst vor Vergel-

tungsschlägen und tauchten entweder in-

nerhalb der Côte d’Ivoire oder in einem der 

Nachbarländer, vor allem in Liberia oder 

Ghana, unter. In Ghana sollen, laut der Ou-

attara-nahen Zeitung Patriote, mehrere pro-

Gbagbo-Dissidenten und mutmaßliche 

Kriegsverbrechern mit der Duldung des 

ghanaischen Präsidenten Mill Unterschlupf 

gefunden haben. Unter Führung des ehema-

ligen Verteidigungsminister, Kadet Bertin, 

habe sich laut Patriote eine Gruppe zusam-

mengefunden, die den Umsturz des Ouatta-

ra- Regimes vorbereite2. Dennoch schätzen 

Experten die Gefahr eines Gegenschlags von 

ehemaligen Gbagbo-Treuen gegen das ak-

tuelle Regime als gering ein. Ende Mai wei-

gerten sich trotz offizieller Aufforderung 

weiterhin 3000-4000 ehemalige Soldaten, 

Polizisten und Gendarmen der FDS aus ih-

rem Versteck aufzutauchen und ihre Arbeit 

wieder aufzunehmen. Sie sind weiterhin um 

ihre eigene Sicherheit besorgt, da sie den 

FRCI-Streitkräften misstrauen und darüber 

hinaus Angst vor eventuellen Vergeltungs-

schlägen ehemaliger FDS-Kollegen haben. 

Dass die FRCI-Streitkräfte, welche am 17. 

März 2011 als neue, reguläre Armee von 

Ouattara ins Leben gerufen worden, ihre 

vorgesehenen Aufgaben nur unzureichend 

erfüllen, liegt vor allem an ihrer personellen 

Struktur. In der FRCI sind die ehemaligen 

Rebellen der Forces Nouvelles (FN), die 

maßgeblich zum militärischen Sieg Ouatta-

ras beigetragen hatte, überproportional 

stark vertreten und bilden momentan den 

Hauptteil der Soldaten. Daneben haben sich 

seit den militärischen Erfolgen der FRCI 

vermehrt Ouattara-treue Zivilisten zum 

Dienst gemeldet. Der Mehrheit der FRCI-

Soldaten fehlt es demzufolge an einer 

grundlegenden militärischen Ausbildung. 

Zahlreiche Führungspositionen wurden mit 

ehemaligen Rebellenführern besetzt, die 

nunmehr neben der Nordhälfte des Landes, 

auch weite Teile des Westens des Landes 

und Abidjan kontrollieren. So wurde das 

Gebiet der Millionen-Metropole unter den 

einzelnen Rebellenführern aufgeteilt, die 

ihre Zone weitestgehend beliebig verwalten 

können. Oftmals schrecken sie dabei auch 

nicht vor der Erhebung von Wegezöllen und 

Einschüchterungen zurück. Einheiten der 

FRCI-Streitkräfte waren auch in anderen 

Teilen des Landes wiederholt selber Ursache 

für Unordnung und Verbrechen, anstatt die 

Sicherheit im Land zu gewähren33. Aus die-

                                                     

2 Vgl. Ausgabe der Patriote vom 14. Mai 2011 
http://www.ghanaweb.com/GhanaHomePage/
NewsArchive/artikel.php?ID=208513 
[05.08.2011]  

3 Vgl. Artikel unter 
http://allafrica.com/stories/201106241089.ht
ml [05.08.2011]; 

http://www.ghanaweb.com/GhanaHomePage/NewsArchive/artikel.php?ID=208513
http://allafrica.com/stories/201106241089.html
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sem Grund versprach der neue ivorische 

Generalstabschef, General Soumaila Bakay-

oko, in seiner Rede zur Kommandoüber-

nahme den Schwerpunkt seiner Arbeit auf 

die Durchsetzung von Disziplin, die Morali-

sierung seiner Truppen sowie die Neuorga-

nisation der Streitkräfte zu legen. Letzteres 

ist eine weitere gigantische Herausforde-

rung, da sie auf Grundlage des Ouagadou-

gou- Abkommens4 die Integration von ehe-

maligen Einheiten der FDS sowie der Rebel-

lenarmee in eine neue, reguläre Armee vor-

sieht. In der FRCI müssen demnach Solda-

ten, die bis vor wenigen Monaten noch 

Feinde waren, von nun an Seite an Seite für 

das Wohl des Landes zusammenarbeiten. 

Bei der Wiederherstellung der inneren Si-

cherheit kann die ivorische Regierung auf 

die Unterstützung der internationalen Staa-

tengemeinschaft zählen. So wurde zum ei-

nen das Mandat der Truppen der Vereinten 

Nationen in der Côte d’Ivoire (ONUCI), wel-

che bis Ende Juli acht neue Militärcamps für 

eine bessere Kontrolle im Westen des Lan-

des errichteten, am 27. Juli 2011 um ein 

weiteres Jahr verlängert. Zum anderen ent-

sprach Nicolas Sarkozy der Bitte seines 

Freundes Ouattara, die französische Militär-

operation „Licorne“ fortzusetzen und franzö-

sische Soldaten langfristig in der Côte 

d’Ivoire zu stationieren. Eine schnelle Nor-

malisierung der Sicherheitslage hängt dem-

nach insbesondere von folgenden Aspekten 

ab: der erfolgreichen Integration und Dis-

ziplinierung der Truppen, der Entmachtung 

verbrecherischer FRCI-Offiziere sowie dem 

schnellen materiellen und personellen Wie-

deraufbau des Polizeiapparats. 

 

                                                                 

http://www.jeuneafrique.com/Article/ARTJAWE
B20110609163624/ [05.08.2011] 

4 Artikel IV des Abkommens sieht unter ande-
rem die Eingliederung von 9000 ehemaligen 
Rebellenkämpfern der FN in den Sicherheitsap-
parat vor. 4000 von ihnen sollen in Polizei und 
Gendarmerie und weitere 5000 in die neue na-
tionale Armee eingegliedert werden. Mehr über 
das Ouagadougou- Abkommen unter 
http://www.kas.de/wf/de/71.6533 
[05.08.2011]. 

Das Flüchtlingsproblem ist noch nicht ge-

löst 

Mit der fehlenden inneren Sicherheit eng 

verbunden ist das Flüchtlingsproblem. 

Zehntausende ivorische Flüchtlinge zögern 

nach wie vor in ihre Heimatregion zurückzu-

kehren, da sie Übergriffe bewaffneter Ban-

den fürchten oder ihnen jegliche wirtschaft-

liche Perspektive fehlt. 

Am 15. Juni 2011 beherbergten nicht weni-

ger als 13 afrikanische Länder über 200 000 

ivorische Flüchtlinge5, was der ivorischen 

Krise eine zusätzlich internationale Dimen-

sion gibt. Allein 142 331 Flüchtlinge sind in 

das fragile Nachbarland Liberia geflohen, wo 

sich die Sicherheitslage durch die Rückkehr 

liberianischer Söldner aus der Côte d’Ivoire 

wieder verschlechtern kann. Des Weiteren 

ist in Folge des massenhaften Andrangs die 

Lage in einigen liberianischen Flüchtlingsla-

gern angespannt: Hygienische Herausforde-

rungen, fehlende Unterbringungsmöglich-

keiten und Sicherheitsprobleme aufgrund 

von gewaltbereiten und zum Teil bewaffne-

ten Flüchtlingen sind dabei die Hauptprob-

leme. Neben den Flüchtlingen registrierte 

der UNHCR für Mitte Juni über 350 000 Bin-

nenvertriebene innerhalb der Côte d’Ivoire6. 

Der Großteil von ihnen ist in Flüchtlingsla-

gern oder bei Familien im Westen und Nor-

den des Landes sowie in Abidjan unterge-

kommen. Dahingegen verstecken sich ins-

besondere im äußersten Westen des Landes 

nach wie vor Tausende aus Furcht vor Ver-

geltung oder gewalttätigen Übergriffen im 

Buschland. In der ehemaligen Hochburg 

Gbagbos hat sich das ohnehin schon jahre-

lang angespannte Verhältnisse zwischen 

den einzelnen Volksgruppen aufgrund meh-

reren grausamen Verbrechen - zunächst 

verübt von pro-Gbagbo-Milizen, später auch 

von FN-Elementen – weiter verschlechtert. 

Die Rückkehr der Flüchtlinge ist damit wei-

terhin schwierig. 

 

                                                     

5 Siehe Bericht des UN-Flüchtlingskommissa-
riats (UNHCR) über die Côte d’Ivoire vom 15. 
Jun 2011. 

6 Ebenda. 

http://www.jeuneafrique.com/Article/ARTJAWEB20110609163624/
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Das schwere Erbe der Ivoirité7 

Ein Hauptgrund für den seit 2002 andau-

ernden Konflikt in der Côte d’Ivoire stellt die 

Verbreitung und die praktische Anwendung 

der Ideologie der Ivoirité dar. Dieses natio-

nalistische Konzept wurde 1994 vom dama-

ligen Präsidenten Henri Konan Bédié8 ge-

setzlich verankert, mit dem Ziel seinen 

ehemaligen Parteigenossen Ouattara von 

den Präsidentschaftswahlen auszuschließen. 

Es definiert anhand von ethnischen, sprach-

lichen und religiösen Kriterien, wer ein wah-

rer „Ivorer“ ist und wer nicht. Letzteren 

standen, ob im Besitz eines ivorischen Pas-

ses oder nicht, wenig bis gar keine Rechte 

zu, sodass sie häufig Opfer von wirtschaftli-

cher und politischer Ausgrenzung wurden. 

Aufgrund des hohen Ausländeranteils in der 

Côte d’Ivoire – vor Ausbrechen des Konflikts 

war der Anteil mit circa 25% einer der 

höchsten weltweit – hatte die Anwendung 

der Ivoirité besonders verheerende Folgen. 

Dadurch verschärften sich Argwohn, Neid 

und Hass zwischen den einzelnen Bevölke-

rungsgruppen und führten zu einer Vertie-

fung des Nord-Süd-Gegensatzes9. Vor allem 

im fruchtbaren Westen des Landes nutzten 

„wahre Ivorer“ das Konzept, um sich Boden 

anzueignen, welcher von „Ausländern“ be-

arbeitet wurde. Dadurch wurde der Konflikt 

um Landbesitz, der aufgrund einer unklaren 

Gesetzgebung bereits jahrzehntelang latent 

vorherrschte, zunehmend gewalttätig aus-

getragen. 

Neben den Konflikten um Landbesitz stellte 

die Existenz von etwa 3.000.000 „Papierlo-

sen“, die vor allem im Norden des Landes 

                                                     

7 Einen ausführlichen Bericht zur Ideologie der 
Ivoirité unter 
http://www.kas.de/wf/de/71.6542 
[05.08.2011]. 

8 Der gleiche Bédié avancierte bei den Präsi-
dentschaftswahlen 2010 zum Königsmacher, 
indem er seine Anhänger dazu aufrief, im zwei-
ten Wahlgang Ouattara und nicht Gbagbo zu 
unterstützen. Aktuell gehört er zu den wich-
tigsten Verbündeten von Ouattaras Regierung. 

9 Die im Norden des Landes, sowie in Burkina 
Faso und Mali beheimateten Mitglieder der Ma-
linkéoder Senoufo-Ehnien, überwiegend Musli-
me, waren von der Ausgrenzung besonders 
betroffen. 

leben, ein weiteres Grundproblem des Kon-

flikts dar. Als „Papierlose“ bezeichnete man 

Menschen, die in der Côte d’Ivoire leben, 

aber über keinerlei offizielle Papiere und 

somit weder über politische noch wirtschaft-

liche Rechte verfügen. 

Um das Problem zu lösen, beschlossen die 

Konfliktparteien unter Vermittlung Frank-

reichs im Linas-Marcoussis-Abkommen An-

fang 2003, die Beschleunigung des Verfah-

rens zur Identifizierung der „Papierlosen“. 

Die Arbeit der dafür eingesetzten mobilen 

Gerichte wurde aber in der Praxis von 

Gbagbos Leuten behindert, da Gbagbo im 

Hinblick auf kommende Wahlen keinerlei 

Interesse an der Identifikation der „Papier-

losen“ hatte. Diese kamen wie Ouattara 

größtenteils aus dem Norden und sollten 

deshalb durch das Fehlen von Papieren von 

einer Beteiligung an den Wahlen ausge-

schlossen werden. Während der postelekto-

ralen Unruhen mussten die mobilen Gerich-

te ihre Arbeit gänzlich unterbrechen und 

konnten sie erst wieder mit dem Regie-

rungsantritt Ouattaras aufnehmen. Nun ist 

Eile geboten. Der Registrierungsprozess 

muss zeitnah abgeschlossen werden, damit 

das Wählerverzeichnis rechtzeitig vor den 

nächsten Parlamentswahlen, vorgesehen für 

Ende November oder Anfang Dezember die-

ses Jahres, fertig gestellt werden kann. 

Die erfolgreiche Durchführung der Parla-

mentswahlen stellt für die neue Regierung 

einen wichtigen Prüfstein dar. Doch auch 

wenn die Durchführung der Wahlen gelingen 

wird, bleibt die Frage was mit den geschätz-

ten Hunderttausenden „Papierlosen“ ge-

schieht, die kein Anrecht auf die ivorische 

Staatsbürgerschaft haben. Werden sie des 

Landes verwiesen, was unmittelbare Folgen 

für die Nachbarländer besonders für Burkina 

Faso und Mali hätte, oder wird ihnen die 

Möglichkeit eines dauerhaften Aufenthaltes 

eingeräumt? In diesem Zusammenhang 

steht auch die nicht weniger konfliktgelade-

ne Regelung bezüglich des Landbesitzes, die 

in der Vergangenheit vor allem durch das 

Fehlen einer konsistenten Politik gekenn-

zeichnet war und zu einer Verschärfung der 

Konfliktsituation zwischen lokalen Bauern 

und zugezogenen Ivorern und Ausländern 

führte. Aufgabe der Regierung Ouattaras 
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wird es diesbezüglich nun sein, die Bedeu-

tung des Gewohnheitsrechts und die der 

Besitzverhältnisse eindeutig zu klären, ohne 

dabei neue Ausschreitungen hervorzurufen. 

Die Superpräsidentschaft Ouattaras10 

Sicherheit, Wiederaufbau und Versöhnung, 

so lauten die Kernziele des sechsmonatigen 

Regierungsprogramms, mit denen Ouattara 

Lösungen für die Probleme des Landes fin-

den will. Die Durchsetzung des Programms 

wollte er mit Hilfe einer Regierung der nati-

onalen Einheit erreichen, deren Bildung eth-

nische Konfliktlinie entschärfen sollte. Das 

Vorhaben scheiterte aber an den Bedingun-

gen des Gbagbo-Lagers, die unter anderem 

die Freilassung des unter Hausarrest ste-

henden Ex-Präsidenten forderten. So befin-

den sich unter den 36 Ministern der aktuel-

len Übergangsregierung Ouattaras, keine 

Vertreter der Front populaire ivoirien (FPI). 

Neben den vierzehn Ministerposten für Mit-

glieder der Partei Ouattaras (RDR) stellt die 

Partei seines ehemaligen Konkurrenten 

Bédié (PDCI) acht Minister. Sechs Ressorts 

bekamen die ehemaligen Kräfte der Rebel-

lengruppe FN zugeteilt11, fünf Minister kom-

men aus der Zivilgesellschaft und vier wei-

tere Minister von Kleinparteien. Die aktuelle 

Besetzung des Kabinetts ist aber nur bis zur 

Abhaltung der für Ende des Jahres geplan-

ten Parlamentswahlen vorgesehen. Danach 

wird anhand der Mehrheitsverhältnisse neu 

über die Vergabe der Ministerposten ent-

schieden. 

Solange verfügt Ouattara aber über eine 

Machtfülle, wie kein ivorischer Präsident seit 

dem Gründervater Houphouët-Boigny vor 

ihm. Die Zahl seiner politischen Gegenspie-

ler ist gering und eine institutionelle Kon-

trolle fehlt. Die Nationalversammlung hat 

seit fünf Jahren nicht mehr getagt, die Op-

position ist führerlos, innerlich zerstritten 

oder befindet sich im Exil und die ivorische 

Presse steht mehrheitlich auf der Seite Ou-

attaras. Ob die Nichtregierungsorganisatio-

                                                     

10 Vgl. Artikel L’Hyper Président, Jeune Afrique, 
Ausgabe vom 19. bis 25. Juni 2011. 

11 Premierminister Guillaume Soro ist in Perso-
nalunion auch Verteidigungsminister. 

nen im Land ein Gegengewicht zu Ouattara 

bilden können, ist ebenfalls fraglich. 

Um den brüchigen Frieden nicht zu gefähr-

den, muss Ouattara deshalb anders als sei-

ne Vorgänger der Versuchung seine Macht-

fülle zu missbrauchen widerstehen. Darüber 

hinaus muss er im Hinblick auf die Parla-

mentswahlen der Opposition Raum geben 

sich neu zu formieren und ihre Meinung frei 

zu äußern, sodass sie eine echte Alternative 

bei den Wahlen darstellen können. Für den 

Erfolg der Wahlen wird entscheidend sein, 

dass Ouattara seine Macht hinsichtlich der 

anstehenden, konfliktgeladenen Entschei-

dungen über die Neueinteilung der Wahl-

kreise, die Erstellung der Wählerliste und 

die Neueinsetzung der unabhängigen Wahl-

kommission nicht ausnutzt. 

Erste konkrete Schritte für die Umsetzung 

des Regierungsprogramms wurden während 

einer Klausurtagung Anfang Juli 2011 fest-

gelegt. So beschloss man, den von Soro ge-

leiteten Wiederaufbau des Sicherheitssek-

tors weiterhin mit aller Macht voranzutrei-

ben, um durch sichere Verhältnisse eine Ba-

sis für wirtschaftlichen Aufschwung zu 

schaffen. Die ivorische Wirtschaft hat erheb-

lich unter den monatelangen Unruhen gelit-

ten. Laut Expertenschätzungen wird das 

ivorische BIP im Vergleich zum Vorjahr um 

7% sinken. Auch das Bildungssystem liegt 

am Boden: die größte Universität des Lan-

des in Abidjan ist immer noch zerstört und 

der Lehrbetrieb konnte an den meisten 

staatlichen Bildungseinrichtungen noch nicht 

wieder aufgenommen werden. 

Um die Probleme und die wirtschaftliche Re-

zession im Land zu bekämpfen hat Ouattara 

gleich zu Beginn seiner Amtszeit ein Not-

standsprogramm verabschiedet. Dieses ver-

schaffte durch die Verordnung von Auf-

räumarbeiten tausenden Ivorern Arbeits-

plätze. Weitere 68 Millionen Euro sollen im 

Rahmen des Notstandsprogramms in die 

Bereiche Trinkwasser- und Stromversor-

gung, Gesundheit, Bildung und städtische 

Hygiene investiert werden. Darüber hinaus 

hat sich der gelernte Volkswirt, der lange 

für den Internationalen Währungsfond tätig 

war, mit der Bitte um finanzielle Hilfe an die 

internationale Staatengemeinschaft ge-
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wandt. Denn Ouattara weiß, dass der Auf-

schwung der größten Volkswirtschaft West-

afrikas grundlegende Bedingung für die 

Neubelebung des traumatisierten Landes 

ist. 

Für die Erreichung seines dritten Kernziels, 

Versöhnung, hat Ouattara am 13. Mai 2011 

die Kommission für Dialog, Wahrheit und 

Versöhnung ins Leben gerufen, die nach 

dem Vorbild der südafrikanischen 

Wahrheits- und Versöhnungskommission 

geschaffen wurde. Doch trotz der Verord-

nung des Ministerrats vom 13. Juli 2011, 

bleibt ihre zukünftige Funktionsweise wei-

terhin unklar. Der Text beinhaltet weder ei-

ne genaue Definition der Kompetenzen der 

Kommission, noch garantiert er im ausrei-

chenden Maß eine Unabhängigkeit gegen-

über den politischen Machtinhabern12. Zum 

Vorsitzenden der Kommission bestimmte 

Ouattara den ehemaligen Ministerpräsiden-

ten, Charles Konan Banny, eine Entschei-

dung die im Hinblick auf die Unvoreinge-

nommenheit der Kommissionsarbeit kriti-

siert wurde13. Die Gründung der Kommissi-

on wird nur dann ein Schritt in eine bessere 

und friedfertige Zukunft des Landes sein, 

wenn sie die Bevölkerung von der Unabhän-

gigkeit und Glaubwürdigkeit ihrer Arbeit 

überzeugen kann. Ungeachtet dessen lassen 

die Beispiele Südafrikas oder die des Nach-

barlands Liberia erahnen, dass das Ziel der 

Versöhnung die schwierigste und langfris-

tigste Aufgabe Ouattaras sein wird. 

Keine Versöhnung ohne Gerechtigkeit 

Damit die Versöhnung des Landes eine 

wirkliche Chance hat, ist eine umfassende 

und unparteiische juristische Aufarbeitung 

der begangenen Verbrechen notwendig. Die 

zahlreichen Opfer der Verbrechen müssen 

überzeugt werden, dass der Gerechtigkeit 

Genüge getan wird und die Schuldigen nicht 

wie in der Vergangenheit straflos davon 

kommen. Ouattara versicherte bei Reden im 

In- und Ausland mehrfach seine Bereit-

schaft, diesen schwierigen Weg einer unpar-

                                                     

12 Vgl. Afrikabericht N°176 der International 
Crisis Group, Seite 9. 

13 Ebenda. 

teiischen juristischen Aufarbeitung zu ge-

hen. Die nach dem 28. November 2010 be-

gangenen Verbrechen sollen dabei nicht nur 

vom ivorischen Zivil- und Militärgericht, 

sondern auf Wunsch von Ouattara auch vom 

internationalen Strafgerichtshof (IStGH) 

verurteilt werden. So wendete sich Ouattara 

bereits Mitte Dezember mit einem Brief an 

den IStGH, in dem er dessen Kompetenz in 

der Côte d’Ivoire offiziell anerkannte14. Nach 

dem Ende der Unruhen reiste eine erste 

IStGH -Delegation vom 27. Juni bis zum 04. 

Juli in die Côte d’Ivoire, um über die Grund-

lage einer Verfahrensaufnahme des Strafge-

richts zu entscheiden15. Eine abschließende 

Entscheidung über die Verfahrensaufnahme 

steht bisher noch aus, dennoch ist die Anru-

fung des IStGH der bisher glaubwürdigste 

Schritt zur Etablierung einer unbefangenen 

Justiz. Denn trotz anderslautender Verspre-

chen von Ouattara birgt die Arbeit des ivori-

schen Zivil- und Militärgerichts das Risiko 

parteiisch zu sein. 

Bis Anfang August wurden ausschließlich 

Verbrechen von Anhänger des ehemaligen 

Präsidenten Gbagbo bearbeitet. Darüber 

hinaus werden Dutzende von diesen bereits 

seit mehr als zwei Monaten ohne Vorlegung 

einer offiziellen Anklageschrift festgehalten 

und zum Teil von FRCI-Streitkräften ge-

schlagen16. Dahingegen musste sich kein 

einziger ehemaliger Kämpfer oder militäri-

scher Chef der FN vor einem Gericht für be-

gangene Verbrechen verantworten, obwohl 

in den Berichten der ONUCI sowie Amnesty 

International und Human Rights Watch An-

hänger beider Lager grausamer Vergehen 

bezichtigt werden. So beschuldigt Human 

Rights Watch zum Beispiel namentlich die 

                                                     

14 Dieses Vorgehen war notwendig, da die Côte 
d’Ivoire bis heute das Rom-Statut von 1998, 
das die eigentliche vertragliche Grundlage des 
IStGH darstellt, zwar unterzeichnet aber nicht 
ratifiziert hat. 

15 Die Zuständigkeit des internationalen Straf-
gerichtshof umfasst die Delikte Völkermord, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegs-
verbrechen und Verbrechen der Aggression. 

16 Vgl. Artikel unter 
http://allafrica.com/stories/201106241095.ht
ml [05.08.2011]. 

 

http://allafrica.com/stories/201106241095.html


 7 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

BENIN 

MARIA ZANDT 

BENJAMIN THULL 

 

16. August 2011 

 

www.kas.de/westafrika 

 

 

 

ehemaligen Rebellenführer, Ousmane Couli-

baly und Chérif Ousmane, der Teilnahme an 

Verbrechen, wie der Erschießung von 29 

Gefangenen Anfang Mai in Abidjan. Unge-

achtet dessen sind beide weiterhin als FRCI-

Befehlshaber für jeweils eine Zone in Abi-

djan verantwortlich. In einer ersten Reakti-

on auf die Berichte verkündete Ouattara am 

15. Juni 2011 die Einsetzung einer ivori-

schen Untersuchungskommission. Sie hat 

insgesamt ein halbes Jahr Zeit, um die Men-

schenrechtsverletzungen der vergangenen 

Monate zu untersuchen und auf Grundlage 

ihrer Ergebnisse Empfehlungen für Verurtei-

lungen abzugeben. Die Untersuchungen 

werden dabei wahrscheinlich weitere unan-

genehme Wahrheiten für das Präsidentenla-

ger hervorbringen. Dennoch ist es für den 

Erfolg und die Legitimität der Präsident-

schaft Ouattaras unerlässlich, dass er sein 

Versprechen hält und der Straflosigkeit 

endgültig ein Ende setzt. Die damit verbun-

denen Risiken einer neuartigen Eskalation 

sind offensichtlich, muss er doch gegen ei-

nige seiner ehemaligen Königsmacher vor-

gehen, die heute in mächtigen Positionen 

sind und mehrere Männer unter Waffen be-

fehligen. Für Ministerpräsident Soro ist die 

Situation als ehemaliger Führer der FN so-

gar noch delikater, da er sich bei einer 

eventuellen juristischen Verfolgung zwi-

schen der Loyalität zu Ouattara oder seinen 

ehemaligen Kameraden entscheiden muss. 

Eine Chance für die Côte d’Ivoire 

Die Ereignisse der nächsten Monate werden 

einen entscheidenden Einfluss auf die Zu-

kunft der Côte d’Ivoire haben. Mit der Wie-

derherstellung der Sicherheit, der Neubele-

bung der Wirtschaft, der umfassenden juris-

tischen Aufarbeitung der Verbrechen und 

vor allem der Versöhnung der verfeindeten 

Bevölkerungsgruppen, steht die Regierung 

Ouattaras zweifelsohne vor gewaltigen Auf-

gaben. Ungeachtet dessen stellt der Neuan-

fang auch die große Chance dar, eine Ära 

des dauerhaften Friedens einzuleiten. Denn 

viele notwendige Reformen, wie die Ver-

stärkung von demokratischen Strukturen 

oder die Neustrukturierung des Sicherheits-

apparats, werden wesentlich schwieriger 

umzusetzen sein, wenn sich die Situation 

erst einmal wieder normalisiert hat. Insbe-

sondere hinsichtlich des Wohls der ivori-

schen Bevölkerung sowie der Stabilität in 

Westafrika gilt es zu hoffen, dass Ouattara 

die Chance nutzt und nachhaltige Lösungen 

für die Côte d’Ivoire findet. 




